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le Amerika übertragen werden ſollen.
h Amerika, das während des Krieges nur 80 Schiffe von ins
eant 341 412 Tonnen verloren hat, den beſten Teil der deut
en Handelsflotte und un verhältnismäßig mehr erhält als Eng
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pie Friedensarbeit in Verſailles
Verſailles, 18. Mat.

Am 17. d. M. iſt dem Präſidenten der Friedenskonferenz
nenceau eine das Saargebiet betreffende Note der
hen Friedensdelegation übergeben worden.

Aote enthält Vorſchläge deutſcher Sachverſtändiger für die
a des franzöſiſchen Kohlenbedarfs durch geeignetere Mittel
die in dem Friedensentwurf vorgeſehenen. Eine Veröffent

bung des Wortlauts der Vorſchläge iſt nur für den Fall in
dugſicht genommen, daß hierauf von gegneriſcher Seite Wert ge

z wird. SGho de Paris berichtet, daß der Vertrag mit Oeſter
„ich ziemlich umfangreich werden wird. Er enthält zahlreiche
en die fich bereits im Vertrage mit Deutſchland befinden,
b den Entwurf für den Völkerbund. Mit der Abfaſſung der
r für Oeſterreich geltenden Beſtimmungen iſt noch nicht be
pemen worden. Die Ueberreichung des Vertrags wird voraus-
ch am Freitag oder Sonnabend ſtattfinden.

die Preſſe nimmt von der Reiſe des Grafen Brock-
erf Rantzau nach Spag ohne Ueberraſchung Kenntnis
Kanal hält die Erklärung, daß er in Spaa mit finanziellen

Ledverſtändigen verhandeln wolle, für ſehr einleuchtend. Man
ſie ſich auch nicht wundern, wenn Graf Brockdorff-Rantzau
rete Ahweſenheit verlängern oder noch weiter als nach Spaa
retſen werde.

deu

Truppenſchau in Leipzig
Leipzig, 18. Mai.

Lon unſerem ss-Sonderberichterſtatter.)
In Leipzig fand heute Sonntag mittag eine Truppenſchau

h zurzeit in Leipzig ſich aufhaltenden Regierungs
enppen ſtatt. Die von General Maercker befehligte

erde wurde vvm Kommandierenden General des
Armeekorps v. Leuphold abgenommen. Eine große
Fenlhenmenge wohnte dem intereſſanten militäriſchen Schau
el hei, das helle Freude durch den Schneid und die Disziplin
r Truppen allerſeits auslöſte.

Streit um deutſche Handelsſchiffe
Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Kopenhagen, 18. Mai.
Berlinsk“ meldet aus London: Jn hieſigen Schiff-

rttreiſen herrſcht allgemeine Unzufriedenheit darüber, daß
e in amerikaniſchen Häfen internierten deutſchen Handelsſchiffe

Man findet es falſch,

des Krieges 2197 Schiffe von insgeſammt
000 Tonnen verloren hat. Amertkas Handelsflotte iſt nun

nſtande, 100 Millionen Pfund mehr einzubringen als vor dem
driege.

Ppolniſche Offenſive gegen Ukrainer
Wien, 18. Mai.

Nach einer Meldung des polniſchen Generalſtabes in War-
hau vom 17. Mai eroberten die Polen bei der Offenſive

gen die Ukrainer u. a. die Stadt Komarne. Die Haupt-
macht der Polen ſteht noch nordweſtlich von Lemberg. Jn Wol-
jnien ſeien die Ukrainer am Styr umzingelt und zur
Veffenſtreckung gezwungen worden. Der Oberbefehlshaber
lin ſamt ſeinem Stabe und 2000 Mann ſei gefangen ge
ſengen genommen worden.

Dänemark gegen Abſtimmung in Schleswig
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Kopenhagen, 18. Mai
Außenminiſter Scawernius hielt geſtern auf der Landesver

ſennlung der radikalen Partei in Aalborg eine Rede, in der er
die ſchleswigſche Frage einging. Er erklärte, er halte es
halb für unzweckmäßig, in Verhandlungen über Grenzfragen
et Nutſchland einzugehen, weil in dieſem Falle Deutſchland
uſprüche auf däniſche Gegenleiſtung geſtellt haben könnte, die

nemark als unvereinbar mit ſeiner Stellung als unab-
ger neutraler Staat betrachten müſſe. Auch wenn Däne
ars Haltung durch Norwegen und Schweden unterſtützt wer
en würde, würden die Alliierten ſolche Verhandlungen während

Krieges nicht verſtanden oder akzeptiert haben. Jnfolge-
en fanden auch keine Verhandlungen zwiſchen Dänemark und

e nd ſtatt. Deutſchlands Annahme der Wilſonſchen
w ändere nichts an der Auffaſſung der däniſchen Regierung
er Sachlage, vielmehr betrachte ſie nun die Frage als eine
eegenheit der deutſchen Regierung und der Bevölkerung,
S ren nationgles Selbſtbeſtimmungsrecht es ſich handele.

Kniſche Regierung hat daher erſt nach außen hin zu dieſer
J Stellung genommen, falls ſie auf Grund des Antrages

wen ſch. ſchleswioſchen Stagtenvereines die Forderung
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dieſer Bevölkerung auf der Friedens konferenz in Paris vorzu
tragen imſtande iſt. Scawernius ging danach ausführlich auf
die Abſtimmungsfrage der dritten Zone ein, und nahm begreif-
licherweiſe ebenſo energiſch die ablehnende Haltung ein, wie
ſeine Miniſterkollegen und der däniſche Reichstag. Er erklärte,
dieſe Abſtimmung iſt den Deutſch-Schleswigern entgegen
den Wünſchen der däniſchen Regierung, des däniſchen Reichs
tages und der Däntſch-Schleswiger zugeſtanden worden, und
wenn Dänemark an ſeiner Auffaſſung feſthält, darf dieſe Be
ſtimmung für Dänemark keine Konſequenzen haben.

Die Erregung in Oſtpreußen
(Von unſerem h. -Sonderberichterſtatter.)

Königsberg, 18. Mai.
Die Erregung unter der oſtpreußiſchen Bevölkerung über

das unbeſtimmte zukünftige Geſchick hält unvermindert an und
kommt in fortwährenden Proteſten zum Ausdruck. Man hält
Memel für ein neues Gibraltar, Danzig für den Stapelplatz
engliſcher Waren und Oſtpreußen für das militäriſche Aufmarſch-

gebiet, wodurch unſer Handel mit Rußland vollſtändig lahm-
gelegt werden ſoll. Der Oſt preußiſche Städtetag in
Tilſit, in welchem 67 Städte zuſammengeſſhloſſen ſind, hat die
zuſtändigen Stellen dringend erſucht, die Friedensbedingungen
in vorliegender Faſſung nicht zu unkerzeichnen. Auch der am
13. Mai neugegründete Verband Oſtpreußiſcher Lanv-
wirtſchaftsorganiſationen, dem ſich faſt alle oſt
preußiſchen Landwirtſchaftsvereine anſchloſſen, zur Wahrung der
Intereſſen der Landwirtſchaft, erwartet von der Regierung Ab-
lehnung der Friedensbedingungen.

Die neue ungariſche Regierung
Wien, 18. Mai.

Eine größere Anzahl von gegenwärtig in Wien weilenden
ungariſchen Politikern begibt ſich in agllernächſter Zeit nach
Szegedin, um ſich dort der neuen ungariſchen Regierung zur
Verfügung zu ſtellen. Ein bekannter ungariſcher Volitiker er
klärte einem Mitarbeiter des „Wiener Tageblattes“, es ſei klar,
daß die neue Szegediner Regierung ſich auf irgend eine Macht
werde ſtützen müſſen. Der Aufruf an das ungariſche Volk habe
große Wirkung gehabt. Die neue Regierung verdanke ihr Ent
ſtehen den Beſprechungen der Perſönlichkeiten, die ſich bisher in
Budapeſt und Belgrad aufgehalten hätten. Man wollte zunächſt
Ludwig Havey an die Spitze der Regierung ſtellen, aber da
dieſer unterdeſſen erſchoſſen wurde, erklärte ſich Graf Julius
Kaxly s bereit, Führer der Regierung zu werden.

An die deutſchen Landwirte
Berlin, 17. Mai.

Das Reichsernährungsminiſterium erläßt an
die deutſchen Landwirte den folgenden Aufruf:

An die deutſchen Landwirte!
Die Gefahr, die für den Beſtand unſeres Volkes durch den

von unſeren Feinden uns angedrohten Gewaltfrieden herauf-
beſchworen iſt, hat das ganze Volk in allen ſeinen Ständen und
Parteien in gerechte Empörung und Sorge verſetzt.

Den Hungerkrieg hat die Entente trotz Waffenſtillſtand
gegen uns weilergeführt, indem ſie die Blockade aufrecht erhielt.
Jn dem für uns ungünſtigen wirtſchaftlichen Augenblick über-
reicht ſie nun die Präliminarien zu einem Gewaltfrieden. Die
Vorräte der letzten Ernte gehen zu Ende, von Tag zu
Tag ſind wir mehr und mehr auf die Einfuhr
von Lebensmitteln angewieſen. Der Hunger
ſoll zum Unterſchreiben zwingen.

Um in dieſer furchtbaren wirtſchaftlichen Zwangslage zu
helfen, muß Stadt und Land, das ganze Volk zuſammenſtehen.

Dis Land muß in der Tat vorn. Der letzte entbehr-
liche Reſt der notwendigſten Nahrungs mittel
iſt zu liefern. Vor allem muß die Ablieferung von Fleiſch,
Milch, Fett und Kartoffeln reichlicher werden. Die lockenden
Wucherpreiſe des Schleichhandels dürfen in dieſen Stunden
keinerlei Lebensmittel den ärmeren Schichten der Stadk ent
ziehen. Nur durch regelmäßige beſſere Belieferung iſt unſerer
durch die Hungerjahre des Krieges entnervten Bevölkerung
wieder ſittliche Kraft und die notwendige Energie zum Wieder
aufbau unſeres wirtſchaftlichen Lebens zu geben.

Wer jetzt vorhandene Nahrungkmittel bereitſtellt, leiſtet dem
Volk in ſchickſal ſchwerer Stunde einen großen Dienſt und er
füllt eine Pflicht, der ſich niemand entziehen darf, der dem Wohl
des Vaterlandes dienen will. Beſſere Ernährung bedeutet er
höhte Arbeitsleiſtung, zeigt uns den Weg aufwärts zur lebens-
kräftigen Entwicklung des deutſchen Volkes.

Die ſchweren Zeiten fordern, daß das Bewußtſein der Ver-
antwortung jedes einzelnen der Allgemeinheit gegenüber erwacht.
Es genügt jetzt nicht, mit Worben und Reden allein zu prote-
ſtieren der große Proteſt iſt die Tat.

Das Reichsernährungs miniſterium.

Kundgebungen in Berlin
(Von unſerem hk.-Sonderberichterſtatter))

Berlin, 18. Mai.
Die Wilhelmſtraße war während des heutigen Sonntags das

Ziel Tauſender, die der Regierung ihren Willen kundgeben woll
ten, hinter ihr zu ſtehen, um ſie aufzufordern, den Gewalt
frieden der Sntente nicht zu unterzeichnen.
Ebert hielt vom Balkon des Reichsminiſteriums des Jnnern
aus folgende Anſprache:

„Durch ganz Deutſchland hallt der Schrei der Empörung
über die uns von unſeren Feinden vorgelegten Friedensbedin-
gungen. Rechtlos ſoll der deutſche Bürger im Auslande ſein,
nichts anderes beſagen die Bedingungen dieſes Beweisinſtru
mentes, das ein freies Volk von 70 Millionen zu Sklaven der
Welt machen will. Die deutſche Regierung ſoll in bezug auf
internationale Handelsheziehungen kein Recht und keine Frei-
heit der Souveränität haben, oder ſo angeſehen werden, als ob
ſie kein Recht hätte. Das iſt neben vielen anderen eine Unge-
heuerlichkeit, und die Ungeheuerlichkeit ſoll die Ausführung des
Punktes 3 des vereinbarten Wilſon-Programmes bedeuten, das
die Errichtung gleicher Handelsbeziehungen unter den alliiertewn
Nationen vorzieht, die dem Frieden zuſtimmen. Trotzdem wollen
wir den Mut nicht verlieren, damit das Ausland deutſche Arbeit,
deutſchen Fleiß und deutſche Redlichkeit erkennt. Es wird müt
uns zuſammen ſeinen Ruf erſchallen laſſen, auf daß dieſer
Knebelungsfriede, den wir nie und nimmer unkerzeichnen wer
den, nicht zuſtande kommt, ſondern wirklich ein Friede der Ver
ſtändigung und Verſöhnung, unter deſſen Fittichen auch die
Auslands deutſchen wieder friedlich und arbeitſam ihrem
Erwerb nachgehen und im Ausland leben können. Jedenfalls
können Sie verſichert ſein, daß die Regierung alles dazu tun
wird, um dieſes Ziel zu erreichen.“ Anhaltende Hochrufe a
Ebert.)

Die Auslandsdeutſchen zogen dann vor die Reichskanzlei,
wo der Unterſtagatsſekretär Albert eine Anſprache an ſie rich-
tete: Es liegen vielfach Erklärungen leitender Staatsmänner
unſerer Gegner vor, daß fie ſich die Regelung der internatio
nalen Bedingungen denken würden wie eine Verſtändigung
zwiſchen ehrlichen Kaufleuten. Vor allem aber hat Präſident
Wilſon in den 14 Punkten, welche die unverrückbare
Rechtsgrundlage des Friedens bilden ſollen, aus
drücklich den Grundſatz der internationalen Gleichberechtigung
der beteiligten Völker aufgeſtellt, wie aber ſehen demgegnüber
die Friedensbedingungen aus? Das Vermögen der Auslands-
deutſchen kann auch nech dem Kriege weiter liquidiert werden.
Der Erlös wird denſelben nicht ausgezahlt werden, ſondern auf
die Erſatzanſprüche unſerer Gegner verrechnet. Die Höhe der
Erſatzanſprüche ſteht aber nicht feſt, und wird wohl nach freiem
Ermeſſen unſerer Gegner feſtgeſetzt. Der Unterſtaatsſekretär
brachte dann weiter zum Ausdruck, daß die Reichsregierung den
in der Entſchließung der Auslandsdeutſchen ausgeſprochenen
Standpunkt, daß ſolche Bedingungen nicht angenommen werden
können, teilt. Jn den Friedensbedingungen werde verlangt, daß
Deutſchland jedem fremden Staats angehörigen das Recht, Handel
zu treibe, einräumen müßte, während den Deutſchen ſelbſt ein
Niederlaſſungsrecht im Auslande verſagt werde. Hier handebt
es ſich nicht um das gute Recht der Auslandsdeutſchen, ſondern
um eine vitale Lebensbedingung des deutſchen Volkes.

Die aus der Verſammlung der Arbeitsgemeinſchaft für
ſtaatsbürgerliche und wirtſchaftliche Bildung kommenden Demon-
ſtranten zogen von ihrem Verſammlungslokal mit Muſik durch
die Stadt, vereinigten ſich am Brandenburger Tor und zogen
dann gemeinſam vor das Reichsminiſterium des Jnnern, um
den Reichspräſidenten Ebert die in der Verſammlung gefaßte
Entſchließung vorzulegen. Ebert trat dann in Begleitung des
Reichsminiſters Preuß auf den Balkon und hielt vor der Menge
eine Anſprache mit folgendem Jnhalt: „Jch danke Jhnen von
ganzem Herzen, daß Sie gekommen ſind, um der Reichs
regierung das Rückgrat zu ſt ä rken. Wir wären
ehrlos und würdelos, wenn wir die Schmach, die man uns an
droht, über uns ergehen ließen. Auch finanziell will man uns
ausziehen. Wir würden rechtlos in der ganzen Welt daſtehen,
Hunderttauſende von deutſchen Arbeitern würden gezwungen
ſein, auszuwandern. Wir werden dieſen Frieden nie und
nimmer annehmen, wir lehnen ihn ab, mag kommen,
was da will.“ Der Reichspräſident richtete dann einen
warmen Appell an die deutſchen Männer und Frauen, an Jung
und Alt, mit der Reichsregierung Schulter an Schulter zu
kämpfen für die Menſchenrechte. Er ſchloß mit einem Hochruf
auf die junge deutſche Republik, auf die deutſche Freiheit und
auf die Völkerverſöhnung und -Verbrüderung. Der Abg. Pfeiffer
gelobte unter jubelnden Zurufen der Menge dem Reichspräſi-
denten in die Hand. daß das deutſche Volk ſich ohne Anſehen der
Partei hinter die Regierung ſtellen werde, mag kommen, was da
will. Er ſchloß mit einem Hoch auf Ebert, in vas die Verſamm
lung herzlich einſtimmte.
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Gegen den Berliner Oberbürgermeiſter
Der Bürgerrat von GroßBerlin hat ſich inſeiner Vollverſammlung wiederholt mit dem Verhalten des Ober
bürgermeiſters Wermuth, insbeſondere mit Rückſicht auf die Tat
ſache beſchäftigt, daß er in der Stadtverordnetenverſammlung
vom 8. Mai kein Wort der Ablehnung gegenüber
dem Schmach- und Gewaltfrieden der Entente
gefunden hat. Der Bürgerrat erklärte einſtimmig, daß
Oberbürgermeiſter Wermuth das Vertrauen der Bürgerſchaft
nicht mehr beſitzt, und hat von vieſer ſeiner Anſicht dem Ober-
präſidenten der Stadt Berlin ſowie den Führern der demo
kratiſchen und der bürgerlichen Fraktion der Berliner Stadt
Leben wrerſamlung in folgendem Telegramm Kenntnis ge

n:
„„Der Bürgerrat von GroßBerlin proteſtiert mit aller

Schärfe gegen das Verhalten des Oberbürgermeiſters Wermuth
in der Berliner Stadtverordnetenverſammlung vom Donners
tag, oen 8. Mai, in der der Oberbürgermeiſter kein Wort der
Ablehnung gegenüber dem am 7. Mai überreichten Friedens
vertrag der Entente gefunden hat. Der Bürgerrat war in
ſeiner geſtrigen Sitzung einſtimmig der Anſicht, daß der
Oberbürgermeiſter von Berlin das Ver-trauen der Bürgerſchaft von Berlin ver-loren hat, und hat mich beauftragt, dieſen Beſchluß zur
Kenntnis des Oberpräſidenten der Stadt Berlin zu bringen.

Bürgerrat Berlin, Mar x.“
Auch das Verhalten, das Oberbürgermeiſter Wermuth in

der letzten Sitzung der Stadtverordneten in der Frage der Aende-
rung der Geſchäftsordnung bezüglich der beiden Stadtverord-
netenvorſteher gegenüber den bürgerlichen Rednern an den Tag
legte, hat in den weiteſten Kreiſen des Berliner Bürgertums
lebhaftes Befremden erregt.

Die Einmütigkeit der Oberſchleſier
Kattowitz, 18. Mai.

Die Preſſeſtelle des Staglskommiſſariats für Oberſchleſien
meldet: Am Donnerstag hatte Juſtizminiſter Heine in Katto-
witz unter dem Vorſitz des Staatskommiſſars für Oberſchleſien
eine Konferenz, an der aus Oberſchleſien Oberbürgermeiſter,
Landräte, Verwaltungsbeamte, Geiſtlichkeit, Vertrueter der
Großinduſtrie, des Handels, des Handwerks, der Gewerkſchaften
und aller politiſchen Parteien teilnahmen. Juſtizminiſter Heine
gab ein Bild von der Lage, die der Verſailler Frieden s-
vertragsentwurf geſchaffen hat. Er betonte in ſeinen
ausführlichen Darlegungen, daß die Regierung alles tun werde,
um Oberſchleſien der deutſchen Republik zu erhalten.
Er bitte daher alle Kreiſe, feſt zu bleiben gegenüber allen
Lockungen Polens. Die deutſche Regierung verurteile jeden
Krieg und wolle auch keinen weiteren Krieg, werde aber Ober-
ſchleſien bis zum Friedensſchluß militäriſch auf jeden Fall
alten und einer vorzeitigen Beſetzung vorzu
e u gen wiſſen. Namens der Großinduſtrie erklärte der

Vertreter des Berg- und Hüttenmänniſchen Vereins, daß es
nicht richtig ſei, die Großinduſtrie als unzuverläſſig hinzuſtellen.
Die Großinduſtrie ſtehe voll und ganz auf ſeiten der Regierung.
Der Vertveter der katholiſchen Geiſtlichkeit erklärte,
der Fürſt biſchof habe die Anſicht kundgetan, daß das ober
ſchleſiſche Volk in ſeiner Mehrheit nicht zu Polen gehören
wolle. Der Klerus ſtehe geſchloſſen hinter ſeinem Fürſtbiſchof.
Alle übrigen Vertveter, beſonders die Gewerkſchaften, betonten
einmütig, daß das Wohl Oberſchleſiens nur bei Deutſchland
liegen könne. Der Landrat des Rybniker Kreiſes gab ein
Bild von den Vorgängen im Rybniker Grubenbezirk und ſagte,
in polniſchen Kreiſen werde jetzt die Lesart verbreitet, in Polen
glaube man nicht mehr daran, daß es Oberſchleſien ohne Blut-
vergießen erwerben könne. Genevalmajor Hoefer gab die
Verſicherung ab, daß er die militäriſche Sicherheit

nüber einem vorzeitigen polniſchen Einfall garantieren
önna. Die Verhandlungen zeitigten die Geſchloſſenheit aller
Teilnehmer, die die geſamte oberſchleſiſche Bevölkerung ver-
raten, in dem Willen, Oberſchleſien auf alle Fälle Deutſchland
zu erhalten.

Clemenceaus Bruder Pulverfabrikant
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Genf, 18. Mai.
Man ſpricht in Frankreich ſoviel von den ſkandalöſen Kriegs

gewinnen der Kanonan- und Munitionsfabriken, ſagt die
„Humanikée“ in einem Artikel, aber es iſt nötzlich, meint ſie
weiter, ſich auch einmal mit den Gewinnen der Pulverfabriken
zu beſchäftigen, zumal der Leiter des großen Pulvertruſts kein
geringerer iſt, als der Bruder unſeres Miniſter
präſidenten, Herr Paul Clemenceau. Dieſer Herr
iſt der Direktor der Societée Zentrale Dynamit, die alle 11 großen
Pulver- und Dhynamitfabriken Frankreichs unter ihrer Kontrolle
hat. Dann ſtellt die „Humanitée“ die Dividende der einzelnen
Geſellſchaften auf. Danach hat die Societée Zentrale Dynamit
vor dem Kriege 15 Prozent verteilt, in den Jahren 1914/15 da-
gegen 25 Proz., 1915,/16 35 Proz., 1916/17 50 Proz. und 1917,18
60 Proz. Eine andere Geſellſchaft, die 1913 nur 15 Proz. ge
geben hat, hat es im Jahre 1916 auf 22 Proz. gebracht. Die
„Humanitée“ knüpft daran die Bemerkung, daß George
gratulieren dürfe, auch Clemenceau (Paul) in der vornehmen
Geſellſchaft des Rates der Fabrikanten von Kriegsmaterial zu
ſehen. Der Name Clemenceau wurde jetzt in allen unſeren Rat
häuſern feierlichſt angebracht. Es gebührt ihm aber ein ebenſo
guter Platz im Pantheon der Kriegsgewinnler.

Die neuen Miniſtergehäter in Sachſen
Der Volkskammer wird in den nächſten Tagen ein neues

Geſetz über die Dienſtſtellung der Miniſter zugehen.Ss wird vor allem auch die Gehalts- und Ruhegehaltsbezüge der
Weiniſter regeln. Während früher das Gehalt eines Miniſters
26 000 Mk. betrug, ſoll es fortan 20 000 Mk. jährlich be
tragen. Dazu kommt ein Wohnungsgeld, wie früher in
Höhe von 4000 Mk. und beim Miniſterpräſidenten eine jährliche
Zulage von 20000 Mk. und freie Dienſtwohnung. Da vie
jetzige Regierungsform einen weit ſtärkeren Verbrauch an Mi-
niſtern bringt, d. h., da jetzt nicht mit ſo langer Amtsdauer der
Miniſter wie früher gerechnet werden kann, ſo mußte dem Um-
ſtange bei der Zumeſſung der Ruhegehaltsbezüge im beſonderen
dadurch Rechnung getragen werden, daß nicht nach beliebig
kurzer Amtsdauer ſofort volle Ruhegehaltsberechtigung eintritt.
Infolgedeſſen ſoll jetzt beim Ausſcheiden eines Miniſters aus dem
Amte nach einjähriger Amtstätigkeit ein Drittel, nach zwei-
jähriger zwei Drittel und nach vreijähriger das volle Jahres-
r als einmalige Abfindung gezahlt werden. Beim

usſcheiden nach mehr als dreijähriger Amtstätigkeit ſoll oann
dauernder Ruhegehaltsbezug eintreten, und zwarnach bis zu fünfjähriger Amtsdauer in Höhe von zwei Fünſteln

und nach mehr als fünfjähriger Amtsdauer drei Fünftel des
Gehalts, alſo 8000 bzw. 12 Mk. laufendes Ruhegehalt.

Im Nachtragsetat hatte man neben vielen anderen, das Auf
chluß hätte darüber geben können, was die Revolution und ihre

uswirkungen für oie Staatskaſſe bedeuteten, die Einſtellung
der Miniſtergehälter bei den verſchiedenen Etatkapiteln vermißt.
Re ngsſeitig wird das nun damit erklärt, daß dies nicht vor
Erledigung oes Geſetzes über die Dienſtſtellung der Miniſter
hätte geſchehen können. Für das Unterlaſſen der Einſtellung
aller der anderen außerordentlich hohen Koſtenzür die verſchiedenen Revolutionserrungen

Beſatzungstruppe iſt ein Beſtechungsverſuch verübt worden.

ſchaften hat man noch keine Erklärung
Aufgabe der bürgerlichen Abgeordneten in der Volkskammer
ſein, gelegentlich der Etatberatungen, die nächſte Woche beginnen,
die Regierung zu Aufklärungen und Angaben zu veranlaſſen,
die einen Anhaltspunkt zur endlichen Beantwortung der Frage
geben: „Was koſtet dem ſächſiſchen Steuer
zahler die Revolution?“ Die ſcheinbare Herabſetzung
der Miniſtergehälter bedeutet nicht etwa eine Verringerung des
Aufwandes aus der Staatskaſſe für das Geſamtminiſterium.
Früher hatten wir fünf Miniſter, heute ſind es deren ſieben, und
ein achter iſt unter Umſtänden noch für das Unterrichtsmini-
ſterium zu erwarten. Ganz erheblich aber werden in verhältnis-
mäßig kurzer Zeit die Aufwendungen für Miniſterpenſionen
ſteigen. Das muß natürlich auch entſprechend auf den im Ver
hältnis zur Vermehrung der Zahl der Miniſterien umfang
reicher gewordenen Verwaltungs- und Beamtenappargt bzw. auf
deſſen zahlenmäßiges Erſcheinen in den künftigen Staatshaus-
haltsplänen einwirken.

Große Lebensmittelſchiebung aufgedeckt
Leipzig, 16. Mai.

An einem Untevoffizier der 6. Hompagnie der v. t
in

Schieber forderte den Unteroffizier auf, ihm eine Uniform
der Landesjäger zu verſchaffen und mit ihm zuſammen eine
große Lebensmittelſchiebung mit einem Objekt von
140 000 Mark vorzunehmen. Der Unteroffizier, dem 10 000
Mark Belohnung verſprochen wurden, ging ſcheinbar auf die
Sache ein, wodurch der Schieber verhaftet werden konnte.

Einſprüche des hamburger Senats
Hamburg, 17. Mai.

Der Senat richtete an den Präſidenten des Reichs
miniſteriums geſtern ein Schreiben, in dem er ſich gegen die
Forderungen der Entente wendet, daß die Elbe und die Oder
durch internationale Kommiſſionen verwaltet
werden, und daß dem tſchecho-ſlowakiſchen Staate von Hamburg
eine Freizone auf 99 Jahre pachtweiſe überlaſſen
werden ſolle. Gegen dieſe und weitere Forderungen bittet der
Senat im Jntereſſe des ganzen deutſchen Wirtſchaftslebens
ſchärfſten Einſpruch einzulegen.

Reichswanderungsamt
Aus parlamentariſchen Kreiſen wird uns geſchrieben:
Das neugebildete Reichswanderungsamt wird beſonders die

Aufgabe haben, alle auf die Abwanderung bezüglichen Fragen
zu bearbeiten, insbeſondere auch den Bedarf an deutſchen Be
rufskräften im Auslande zu ermitteln und die Auswanderung
ſyſtematiſch zu ordnen. Es wird durch geeignete Maßnahmen
möglich ſein, dem verderblichen Agentenweſen nachdrücklich ent
gegenzuwirken. Wie wir hören, iſt auch ein neues Reichsgeſetz
in Vorbereitung, das entſprechend den bisher gewonnenen Er-
fahrungen eine Reihe neuer Beſtimmungen über die Auswan-
derung bringen wird.

Das Einjährig-Hreiwillige
Aus parlamentariſchen Kreiſen wird uns geſchrieben:
Die bei den Bezirksregierungen beſtehenden Prüfungs-

kommiſſionen können nach einem Erlaſſe des preußiſchen Kul-
tus miniſteriums nunmehr wieder Prüfungen zur Erlangung
des Zeugniſſes über die wiſſenſchaftliche Befähigung für den
einjährig-freiwilligen Dienſt abhalten. Damit ſind die während
der Kriegszeit an den höheren Lehranſtalten erfolgten Prüfun-
gen in Wegfall gekommen.
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Neue Uebergriffe der Polen
Berlin, 17. Mai.

Die Polen fahren fort, die Abmachungen des Waffenſtill-
ſtandes täglich durch Uebergriffe zu verletzen. Angriffs-
weiſe Patrouillentätigkeit der Polen wird aus allen Abſchnitten
des poſenſchen Aufſtandsgebietes gemeldet. Ein größerer pol-
niſcher Vorſtoß nordöſtlich Netzwalde mußte mit Unter-
ſtützung unſerer Artillerie abgewieſen werden. Bei Rawitzſch
wurden Polen, die franzöſiſche Stahlhelme trugen, abgewieſen.

x

Keine jüdiſchen Offiziere im polniſchen Heere. Der pol-
niſche Vizekriegsminiſter hat einen Befehl erlaſſen, wonach alle
Offiziere und Militärbeamte, die ſich zum Judentum be-
kennen und nicht zur Jahresklaſſe 1896 bis 1901 gehören,
ſofort aus dem polniſchen Heere zu entlaſſen
ſind.

Provinz Sachſew
Verband der Lohndreſchmaſchinen- und Dampf-

pflugbeſitzer Mitteldeuntſchlands
M. Magdeburg, 17. Mai.

Hier tagte heute die 12. Generalverſammlung des Ver-
bandes der Lohndreſchmaſchinen- und Dampf-pflugbeſitzer Mitteldeutſchland s. Die Ver
pammlung war ſehr gut beſchickt. Für das verſtorbene Vor-
ſtandsmitglied Thielecke wurde Kezel-Crottorf gewählt. Die
Verſorgung mit den Betriebsmaterialien Oel, Treib-
riemen uſw. habe ſich abermals verſchlechtert.
man aber einigermaßen ausreichend zu erhalten. Benzol
für Motorpflüge fehle faſt ganz. Hunderte von Morgen blieben
deswegen unbeſtellt. Der Verbandsvorſtand wurde beauftragt,
Schritte zur Beſſerung der Benzolbelieferung zu unternehmen.
Auf eine Eingabe des Verbandes, die Waggonſtellung
zur Beförderung von Dampf- und Notor-pflügen betreffend, habe der Miniſter der öffentlichen Ar-
beiten erwidert, daß die Eiſenbahndirektionen nochmals ange-
wieſen worden ſeien, ſoweit irgend möglich den Wagenbedarf zu
decken. An langen und großräumigen offenen Wagen ſei wegen
der Abgabe an die Entente der Mangel beſonders groß. Ein
gehend wurde die Lohnfrage erörtert. Die Forderungen der
Maſchiniſten und Arbeiter würden die Unternehmer letzten
Endes zur Betriebseinſtellung zwingen. Trotzdem be-
ſchloß die Verſammlung nach dem Vortrag eines Vertreters des
Magdeburger ſtädtiſchen Arbeitsamtes Tarifverhandlungen mit
dem Heizer- und Maſchiniſtenverbande. Aus den Mitteilungen
des Vertreters des Arbeitsamtes ging übrigens hervor, daß in
Magdeburg zwar 4000 Erwerbsloſe zurzeit vorhanden ſind,
dennoch aber landwirtſchaftliche Arbeiter kaum zu beſchaffen
ſeien. Die neuen Lohnſätze ſollen nach dem etwaigen Ergebnis
er Verhandlungen in der Fachpreſſe bekanntgemacht werden.

Für die Stellung einer Maſchine wurde für 1919 als Grund-
preis der Dreſchſtunde für die Maſchiniſten ohne Preſſe 13 Mk.,
mit Preſſe 16 Mk. feſtgeſetzt. Kohlen ſollen beſonders berechnet
werden. Der Grundpreis bezieht ſich nur auf Stellung der
Maſchine. Zum Schluß berichtete Jngenieur Charbonnier über
eine neue, durch Gutsvächter Endres-Caſtell angeregte Ernte-
weiſe, die Druſch und Einbanſen verbinde und dadurch Arbeits
kräfte ſpare.

gs. Jena, 17. Mai. (Zur Frage Großthäüringen.)
Die Landtagspräſidenten von Thüringen werden am Dienslag
in Weimar zuſammenkommen, um zu der Frage von Groß
thüringen erneut Stellung zu nehmen.

Gs wird

Kohle hoffe

deutſche Meiſterſchaft die Mannſchaften der folgen die Nit96 er I gegen Viktoria n r 8 1. enden vneh
96er III gegen V. f. B. Merſeburg 4:2. J
Zwickau: V. f. B. Leipzig gegen Sportklub J

0 JwidnDresden: Ring Dresden gegen S 42. PArwerein LeidZerbſt: V. f. B. Chemnitz gegen Viktorig. Zerht
2 :9Ballſpielverein Hohenzollern gewann ſein Freund

ſpiel gegen die zweite Mannſchaft der Halleſchen hat
freunde mit 6:1 (1:0). Trotz Erſatz zeigte Hohn t.
eine leichte Ueberlegenheit und konnte beſonders in der l
Halbzeit mehrere Male erfolgreich ſein. Der Gegner zweiten
am Ball und deckte gut ab, konnte aber die Niederlage ifri
hindern. Hohenzollern war techniſch gut und zeigte r W
im Sturm ein vorzügliches Zuſammenſpiel. Die Hint ſondern
ſchaft arbeitete ſicher. termann.Hockey. Hockeh Mannſchaft von Halle 98
Akademiſche Sportvereinigung 0:-0.

Der Frühlingswaldlauf des Südgaues endete mit et
Sieg von Halle 96 im Einzellauf ſowohl als auch im einem

ſchaftslauf. MannSußball im Reich
Drahtmeldung der „H. Z.

Eiſenach. Teutonia I gegen Wacker-Gotha 3:2.
Weimar. Vimaria gegen Spielvereinigung Jena 1:1
Nordhauſen. Preußen gegen Spielverein Mühlhauſen
Naumburg. Naumburg 05 gegen Sportklub Apolda 4
Gotha. 1901 gegen Olympia-Leipzig: letztere n

1901 gegen Spielvereinigung- Eiſenach 7: 1.
Erfurt. Spielvereinigung gegen Wacker-Gotha 5:0 Pe

ein für Bewegungsſpiele gegen Sportklub- Weimar 3:2 t.
Weißenfels. Städteſpiel NaumburgZeitz gegen We

fels 1:2. zenMerſeburg. Verein für Bewegungsſpiele I gegen Was
1: 2; II gegen EintrachtLeipgig II 2 0 III gegen Wage
3 2 1; IV gegen Sportvereinigung 2: 1; V gegen Wacker V o

Jn Jena ſpielen zu Pfingſten Spielvereinigung e
HerthaBerlin und Sportverein I gegen Fußballklub Mat
in Merſeburg Fußballklub Triton t
wegungsſpiele.

Hocken
Jena. Sportverein gegen Sportklub- Weimar 7:2
Erfurt. M. T. V. I gegen Sportklub II 2 1.

Athletik
Jena. Geländelauf. Verein für Bewegungsſpiele:

Punkte, Sportverein: 12 Punkte.
Apolda. Geländelauf. 1. Fuchs (Preußen), 2. Marüg

(M. T. V.). r
Rennen zu Berlin-Karlshorſt

(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)
I. Potsdamer Jagdrennen. 12000 Mark.

Meter. 1. Eerneghem (Ackermann), 2. Haſtig (Edler), 3. e
dorn (Ch. Schuldt). Toto für Sieg 45. Plätze 18, 21, 61. Rie
terſpruch 2, 1 Längen. Ferner liefen: Sieg, Löwen, Le

ginus, Plock, Nike.
II. Baſedow-Jagdrennen. Ehrenpreis und 1200

Mark. 3800 Meter. 1. Ormus (Purgols), 2. Oſtry (Leutnant
v. Morgen), 3. Rheingau (Lt. Frhr. v. Berchem). Toto für Sieg
58. Plätze 16, 17, 12. Richterſpruch 3, 4 Längen. Ferner liefen
Tivoli, Rumplertaube 2, Artilleriefeuer, Ganrer (ſämtlich ge
fallen).

III. Ahorn-Jagdrennen. 15 000 Mark. 4000 Meter.
1. Feierabend (H. Teichmann), 2. Pionier (Krattiger), 3. Dich
gent (P. Lewicki). Toto für Sieg 24. Plätze 13, 17, 15. Richter
ſpruch 234, 11, 16 Länge. Ferner liefen: Nerv, Trianon, ölie
ger, Roſenkönig.

IV. Preis von Saarow. Ehrenpreis und 18 000 M
4000 Meter. 1. Alerich (Lt. v. Morgen), 2. Mein Liebling
v. Berchem), 3. Malachit (Rittm. v. Keller). Toto für Sieg
Plätze 13, 18. Richterſpruch 4, 8, 2 Längen. Ferner li
Aldermann (gefallen), Lulu, Dux (gefallen).

V. Großes Verliner Hürdenrennen, Ehrenpreis und 50 000 Mark. 4000 Meter. 1. Frohſinn (Blume),
2 Ehrengard (E. Weber), 3. Wellenbrecher (P. Lewicki). Toh

Segen die

0

ten. ch angeht

für Sieg 31. Plätze 14, 23, 28. Richterſpruch 4, 8, 1 Läng
Ferner liefen: Sattelfeſt, Eichelkönig, Anemone, Cormoran
Jndus.

VI. Goldlack-Jagdrennen. 10 000 Mk. 8200 Nete
1. Markſtein 2 (Wurſt), 2. Check (Lutta), 3. Unverzagt (H. Scholz
Toto für Sieg 18. Plätze 14, 20, 46. Richterſpruch 2,
136 Längen. Ferner liefen: Komeika (gefallen), Leba, Schippe
Kakao 2, Frieden, Wiganur,

VII. Preis von Stralau. 10 000 Mark. 3000 Mete
1. Freund Fritz, 2. Schanze (Ackermann), 3. Minorca (Edl
Toto für Sieg 22. Plätze 11, 15, 11. Richterſpruch: 22, 8,
Längen. Ferner liefen: Harem, Rameſin, Jeſchute, Coriola
Moskale.

Rennen zu Dresden
Drahtmeldung der „H. Z.5)

J. Preis von Lindenau. 7000 Mark. 1400 Men1. Carlotta, 2. Küraſſier, 3. Saloniki. Toto für Sieg 81. Ple
28, 27, 85. Ferner liefen: Givet, Düna, Amanub, Gyx, Tage.
dieb, Ulan 2, Rebeſel, Rottelmünſter.

II. Preis vom Weißen Hirſch. Ehrenpreis ur
7000 Mark. 3000 Meter. 1. Olykor 2, Seg View, 3. Precioſa
Toto für Sieg 38. Plätze 16, 16, 19. Ferner liefen: Marſchlan
Ariadne, Königſtein, Somme.

III. Preis von Lichtenwalde. 7000 Mark. 80Meter. 1. Marcheſe, 2. Fayence, 3. Vora. Toto für Sieg
Plätze 13, 29, 20. Ferner liefen: Königſtein, Olivia, Williberz
Raubgräfin, Spala.

IV. Dresdener Frühjahrs- Ausgleich 15 900
Mark. 1600 Meter. 1. Goldſtrom, 2. Feuersnot, 8. Sirbee
Toto für Sieg 71. Plätze 24, 21, 42. Ferner liefen: Dei
We u tor- Banco, Gletſcher, Fra Diavolo, Demetrir

öllenglut.
V. SaxoniaAusgleich. 18 000 Mark. 4000 Retn

1. Forfar 2, 2. Adaminag, 3. Onix. Toto für Sieg 86. Pläte
25, 19. Ferner liefen: Radom, Sängerin, Eilig, Vacabuw

VI. Preis von Torgau. Ehrenpreis und 7000 r
3500 Meter. 1. Hagelſchlag, 2. Blumenleſe, 8. Well New
für Sieg 23. Plätze 18, 14, 27. Ferner liefen: Sea Vie
Gallion d'Or, Philomele, Mopi, Fachinger.

Hauptſchriftleiter. Helmut Böttcher. rawirtſ
Verantwortlich für den politiſchen Teil: Helmut Böitcher: Vol enans Heiling; für die Abteilung Kunſt, Wiſſenſchaft. Unterbalgee
für den iokalen Teil Adolf Meyer. für vrovinzielle Nachrichten
und Sport und den übrigen redaktionellen Teil: Hans Heilins

Anzeigenteil: Paul Kerſten, ſämtlich in Halle a. S. g,
Verlag und Druck der Halleſchen Zeitung Olto Thiele, Halle a

Verlagsdirektor: Robert Voetzſch. 227
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